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Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 
 
die Zins- und Preissteigerungen der 
jüngsten Zeit und auch die abseh-
bare Fortsetzung dieser Entwicklung 
stellt Immobilienverwalter vor neue 
und teils auch schon fast vergessene 
Herausforderungen.  
 
Allem voran stellt sich die Frage, ob 
in Ansehung der exorbitanten Preis-
steigerungen für Gas die Vorauszah-
lungen jetzt schon angehoben wer-
den können, damit die Nachzahlun-
gen bei der nächsten Betriebskos-
tenabrechnung nicht zu drastisch 
ausfallen und Aufwand bei der For-
derungsdurchsetzung schaffen. 
„Nach einer Abrechnung“ kann die 
Betriebskostenvorauszahlung ange-
passt werden, § 560 Abs. 4 BGB. 
Eine Frist schreibt das Gesetz aller-
dings nicht vor, so dass eine Anpas-
sung erfolgen kann, wenn die 

Gelegenheit nicht schon nach der 
jüngsten Abrechnung genutzt 
wurde. Zu beachten ist auch, dass 
pauschale Erhöhungen unzulässig 
sind (vgl. BGH, Urteil vom 28.9.2011, 
VIII ZR 294/10 – ZIV 2011, 55). Man 
muss schon darlegen können (was 
man, wenn auch gesetzlich nicht ge-
fordert am besten schon im Vorgriff 
erledigt), dass sich die Heizkosten 
um X% erhöht haben und man dem-
zufolge, die Betriebskostenart in 
den Vorauszahlungen auch um X% 
erhöhen möchte. 
 
Weitere erwartbare Folge ist, dass 
das Forderungsmanagement wieder 
in den Vordergrund der Verwalter-
aufgaben rücken wird (Mietrück-
stände, Kündigungen, Räumungen 
etc.).  
 

Betroffen sind auch die WEG-Ver-
walter. Eine gern übersehene Pflicht 
ist die Anmeldung von bevorrechtig-
ten Hausgeldrückständen im Rah-
men der Zwangsversteigerung eines 
Sondereigentums. Der BGH urteilte 
hier bereits die Haftung eines Ver-
walters aus, weil die Forderung an-
derweitig nicht mehr realisierbar 
war (vgl. BGH, Urteil vom 8.12.2017, 
V ZR 82/17 – ZIV 2018, 11). Weitere, 
neue Herausforderungen für Ihren 
Verwalteralltag finden Sie sicher 
auch wieder in dieser Ausgabe der 
ZIV. 
 
In diesem Sinne wünschen wir Ihnen 
wie immer eine interessante Lek-
türe. 
 

 
 
 
 

Kurze Meldungen  
 

 

Versicherungsregress ist auch eine 
WEG-Sache  
Nach einem Beschluss des Landge-
richts Karlsruhe stellt der Regress-
prozess des Hausratversicherers ge-
gen einen vom Versicherungsneh-
mer benachbarten Wohnungseigen-
tümer keine allgemeine Zivilsache 
dar. Der Versicherer hatte aufgrund 
der Höhe des Streitwerts erstin-
stanzlich beim Landgericht Klage 
eingereicht. Der Versicherer habe 
den Anspruch aufgrund gesetzlich 
übergegangen Recht erworben. Die 
Rechtsnatur des Rechtsstreits än-
dere sich daher nicht. Es bleibe ein 
Rechtsstreit um die Verletzung zwi-
schen Wohnungseigentümern be-
stehenden Treue- und Rücksicht-
nahmepflichten, so dass das WEG-
Gericht beim Amtsgericht erstin-
stanzlich sachlich zuständig sei, Be-
schluss vom 29.10.2021, 11 O 6/21, 
ZMR 2022, 405. 
 

Streitwert und Wert der Beschwer 
sind nicht gleich 
Nach einem Beschluss des BGH vom 
24.3.2022 entspricht der Streitwert 
i.d.R. nicht dem Wert der Beschwer. 
Der Streitwert wegen mehrerer an-
gefochtener Beschlüsse belief sich 
unter Anwendung von § 49 GKG für 
die betreffende Anfechtungsklage 
auf gut 36.000 €. Die Beschwer zur 
Einlegung der Revision (§ 544 Abs. 2 
ZPO) erreichte gleichwohl nicht die 
erforderliche Summe von 20.000 €, 
weil insoweit nicht auf den Wert des 
Interesses aller an der Entschei-
dung, sondern nur auf die Beschwer 
des Rechtsmittelführers abzustellen 
sei, V ZR 149/21. 
 
Verband kann Schaden der Woh-
nungseigentümer nicht einklagen 
Eine WEG-Verwalterin in Wuppertal 
hatte nur ein Angebot für eine In-
standsetzungsmaßnahme eingeholt 
und hierüber beschließen lassen. 

Die hiergegen gerichtete Anfech-
tungsklage hatte Erfolg und kostete 
den Beklagten knapp 5000 €. Die 
Wohnungseigentümer im fassten im 
September 2020 den Beschluss, die 
WEG-Verwalterin deswegen auf 
Schadensersatz zu verklagen. Nach 
dem Inkrafttreten des WEMoG ver-
teidigte sich diese mit der fehlenden 
Aktivlegitimation der klagenden 
Wohnungseigentümergemein-
schaft. Zu Recht, wie das AG Wup-
pertal im Urteil vom 3.12.2021 be-
fand. Die Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer habe nach § 9a 
WEG gemeinschaftsbezogene Auf-
gaben zu erfüllen, die eine einheitli-
che Rechtsverfolgung erforderten. 
Hierzu zählten nicht die Schadenser-
satzansprüche der vormaligen Be-
klagten. Eine gesetzlich überschie-
ßende, gekorene Zuständigkeit per 
Beschlussfassung sehe das Gesetz 
nicht vor, 95b C 122/20 – ZMR 2022, 
337. 

Es grüßt herzlich  
Ihr  

 
Heinz G. Schultze 
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Kein Parkverbot für E-Fahrzeuge 
Nach einem Urteil des AG Wiesba-
den vom 4.2.2022 können Woh-
nungseigentümer nicht den Be-
schluss fassen, dass ein Einstellen 
von Elektroautos in der zur Wohn-
anlage gehörenden Tiefgarage nicht 
zulässig ist, weil die damit einherge-
hende Brandgefahr gebannt werden 
soll. Ein solcher Beschluss ist nach 
Auffassung des Amtsgerichts rechts-
widrig. Er verstoße gegen die 
Grundsätze ordnungsmäßiger Ver-
waltung, weil er das gesetzgeberi-
sche Ziel unterlaufe, den Woh-
nungseigentümern einen individuel-
len Rechtanspruch auf eine Ladesta-
tion zu gewähren, § 20 Abs. 2 Nr. 2 
WEG, 92 C 2541/21, ZMR 2022, 336. 
 
Keine beschlussweise Zurückstel-
lung privilegierter Vorhaben, § 20 
WEG 
Nach einem Urteil des Amtsgerichts 
Königswinter widerspricht die Zu-
rückstellung der Beschlussfassung 
über ein privilegiertes Vorhaben (§ 
20 WEG) den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Verwaltung und ist 
daher rechtswidrig. Die Eigentüme-
rin hatte beantragt, die Balkonab-
trennung ihrer Terrasse zu verlän-
gern, so dass ein Zugang zu ihrer 
Terrasse von der Nachbarterrasse 
nicht mehr möglich ist. Die Maß-
nahme diene dem Einbruchschutz. 
Die Eigentümerin habe einen An-
spruch nach § 20 Abs. 2 Nr. 2 WEG 
sowie aufgrund des geringen Ein-
griffs daneben auch nach § 20 Abs. 3 
WEG. Es habe daher die Verpflich-
tung bestanden, den Genehmi-
gungsbeschluss zu fassen, Urteil 
vom 8.2.2021, 31 C 6/21, ZMR 2022, 
425. 
 
Tod des Mieters ist keine Pflichtver-
letzung 
Ein Mieter in Berlin verstarb und 
wurde erst nach Tagen in seiner 
Mietwohnung aufgefunden. Die 
Wohnung wurde mit den allgemein-
hin bekannten Emissionen eines to-
ten Menschen verunreinigt, die zu 
„erheblichen Belastungen“ auf Ver-
mieterseite führten. Die Vermiete-
rin behielt daher die Kaution ein. Die 

Erben klagten auf Auszahlung und 
setzten sich beim Landgericht Berlin 
durch. Es gäbe keine Anspruchs-
grundlage zum Einbehalt der Miet-
kaution. Dem verstorbenen Mieter 
sei keine Pflichtverletzung vorzu-
werfen. Der Tod sei ein außerhalb 
des vertraglichen Pflichtenkreises 
eintretendes Ereignis. Der Schaden 
sei ein Resultat der Sachgefahr, die 
die Vermieterin als Eigentümerin zu 
tragen habe, Beschluss vom 
5.10.2021, 66 S 7/21 – ZMR 2022, 
371. 
 
Wachdienst als „Sonstige Betriebs-
kosten“ im Sinne von § 2 Nr. 17 Be-
trKV 
Nach einer Entscheidung des AG 
Tempelhof-Kreuzberg sind unter be-
stimmten Voraussetzungen Bewa-
chungskosten nach § 2 Nr. 17 BetrKV 
umlagefähige Betriebskosten. Die 
Umlage sei keine überraschende 
Klausel im Sinne von § 305c BGB. Die 
Mietsache befinde sich in einer 
Straße, die ein Hotspot der linksradi-
kalen Szene sei, so dass ein Mieter 
mit der Beauftragung eines Wach-
dienstes rechnen müsse. Hätten 
beide Vertragsparteien ein Inte-
resse an der Bestreifung, seien die 
Kosten hälftig vom Mieter zu tragen, 
Urteil vom 19.6.2021, 8 C 85/21, 
ZMR 2022, 390. 
 
Wenn der Herr Filius in der Woh-
nung mit Drogen handelt… 
Die Kündigung der Vermieterin 
wurde streitig. Sie hatte erfahren, 
dass der Sohn der Mieterin mit Dro-
gen in der Mietwohnung gehandelt 
hatte. Deswegen lief auch schon ein 
Strafverfahren. Die Mieterin und 
Mutter wusste von alledem nichts. 
Das Landgericht Berlin wies die Räu-
mungsklage der Vermieterin ab.  
Der Mieterin falle kein Eigenver-
schulden zur    Last. Vielmehr würde 
ihr nur das ihres Sohnes zugerech-
net werden, § 278 BGB. Ihre Un-
kenntnis sei mildernd zu berücksich-
tigen, so dass die Pflichtverletzung 
nicht so schwer wiege, dass eine 
Kündigung hierauf gestützt werden 
könne, Urteil vom  9.6.2022,  67 S 
90/22.  

Vermieter werden an den Heizkos-
ten beteiligt 
Das Bundeskabinett hat am 
25.5.2022 einen Gesetzentwurf zur 
Aufteilung der CO2-Kosten beschlos-
sen. Bisher sind diese als Teil der 
Brennstoffkosten (§ 2 Nr. 4 BetrKV) 
umlagefähige Betriebskosten, die al-
lein der Mieter zu tragen hat. Um 
dem Vermieter weitere Anreize zur 
Modernisierung der Heizungsanlage 
schaffen, soll diese Abgabe künftig 
unter den Mietvertragsparteien auf-
geteilt werden. Bei der Vermietung 
von Gewerberäumen ist geplant, 
dass die Kosten zwischen Vermieter 
und Mieter geteilt werden. Bei 
Wohnraum ist ein Stufenmodell vor-
gesehen. Der Vermieter soll um so 
höhere Kosten tragen, je schlechter 
die Energetik des Gebäudes ist. 
Seien Kostenbeteiligung soll von 0% 
linear bis zu 90% steigen, je schlech-
ter das Gebäude energetisch aufge-
stellt ist.  
 
Die CO2-Abgabe gibt es seit 2021. 
Derzeit gilt ein Preis von 30 €/to 
Kohlendioxid, die beim Verbrennen 
von Heiz- und Kraftstoffen ausgesto-
ßen wird. Die Abgabe wird schritt-
weise auf bis zu 55 €/to im Jahr 2025 
steigen.  
 
Verlängerungsmöglichkeit von 
AGB-Verträgen hat sich  verschlech-
tert 
Mit Wirkung zum 1.3.2022 hat sich 
die Regelung in § 309 Nr. 9 BGB ge-
ändert. Bisher konnten Dienstleis-
tungsverträge (also auch z.B. Miet-
verwalterverträge) mit einer Lauf-
zeit von nicht mehr als 2 Jahren und 
einer automatischen Verlängerung 
von nicht mehr als ein Jahr und einer 
Kündigungsfrist von nicht mehr als 3 
Monaten wirksam vereinbart wer-
den.  Für neu abgeschlossene Ver-
träge gibt es nun keine zulässige au-
tomatische Verlängerung in eine 
neue Befristung, sondern nur eine 
Verlängerung in eine unbefristete 
Vertragsverlängerung. Die Kündi-
gungshöchstfrist beträgt nunmehr 
nur noch einen Monat, BGBl 2021 
Teil I, S. 3433.  
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Immobilienrecht 
 

Genehmigungspflichtigkeit der Übertragung eines Miteigentumsanteils auf Minderjährige 
 

 
 
Eheleute im Gerichtsbezirk des 
AG Neukölln übertrugen durch 
notarielle Urkunde 46,9/100 
Miteigentumsanteile an einem 
mit einem Mehrfamilienhaus be-
bauten Grundstück auf ihre bei-
den minderjährigen Kinder. Die 
Notarin reichte die Urkunde 
beim Grundbuchamt mit der 
Bitte ein, die entsprechenden 
Eintragungen vorzunehmen. Das 
Grundbuchamt forderte die No-
tarin mit Schreiben vom 
25.3.2020 auf, die Genehmigung 
der Übertragung der Miteigen-
tumsanteile auf die Kinder durch 
einen noch zu bestellenden Er-
gänzungspfleger einzureichen. 
Die hiergegen gerichtete Be-
schwerde wies das Kammerge-
richt Berlin zurück. Mit der vom 
KG zugelassenen Rechtsbe-
schwerde verfolgten die Eltern 
den Eintragungsantrag vor dem 
Bundesgerichtshof weiter. Der 

BGH bestätigte im Beschluss vom 
28.4.2022 die Rechtsauffassung 
des Berliner Gerichts. Nach § 
1629 Abs. 1 BGB umfasse die el-
terliche Sorge die Vertretung der 
eigenen Kinder. Die Eheleute 
seien daher grundsätzlich be-
rechtigt, Willenserklärungen in 
deren Namen als deren gesetzli-
che Vertreter abzugeben. Da die 
Eltern im Rahmen der Auflassung 
sowohl für sich als auch als Ver-
treter der Kinder handelten, 
seien sie von der Vertretung ih-
rer Kinder ausgeschlossen, 
§ 1795 Abs. 2 BGB i.V.m. § 181 
BGB.  
 
Sie seien auch nicht ausnahms-
weise zur Stellvertretung be-
rechtigt, weil die Übertragung 
des Grundeigentums für die ei-
genen Kinder lediglich rechtli-
chen Vorteil schaffen würde. Ein 
auf den Erwerb einer Sache ge-
richtetes Rechtsgeschäft sei für 
den Minderjährigen nicht ledig-
lich rechtlich vorteilhaft im Sinne 
von § 107 BGB, wenn er in des-
sen Folge mit Verpflichtungen 
belastet werde, für die er nicht 
nur mit der erworbenen Sache 
hafte, sondern auch persönlich 
mit seinem sonstigen Vermögen. 
Eine solche Haftung sei mit dem 

Erwerb eines vermieteten 
Grundstücks verbunden. Nach § 
566 Abs. 1 BGB trete der Erwer-
ber mit dem Eigentumsübergang 
in sämtliche Rechte und Pflich-
ten aus einem bestehenden 
Mietverhältnis ein. Er sei daher 
nicht nur zur Überlassung des 
vermieteten Grundstücks ver-
pflichtet (§ 535 Abs. 1 BGB), viel-
mehr könnten ihn insbesondere 
auch Schadensersatz- und Auf-
wendungsersatzansprüche oder 
die Pflicht zur Rückgewähr einer 
vom Mieter geleisteten Sicher-
heit treffen. Daher sei davon aus-
zugehen, dass der Erwerb eines 
vermieteten Grundstücks für ei-
nen Minderjährigen nicht ledig-
lich rechtlich vorteilhaft sei (vgl. 
BGH-Beschluss vom 3.2.2005, V 
ZB 44/04). An dieser Bewertung 
ändere sich auch nichts dadurch, 
dass die Kinder jeweils nur einen 
Bruchteil des Grundstückseigen-
tums erwerben sollten. Denn mit 
der Übertragung eines Miteigen-
tumsanteils trete der Erwerber 
gemäß § 566 BGB neben den ver-
bleibenden Eigentümern in den 
Vertrag auf Vermieterseite ein 
(vgl. BGH-Urteil vom 23.11.2011, 
VIII ZR 74/11 – ZIV 2012, 2) V ZB 
4/21.

 
 

Zur Legalisierungswirkung einer Baugenehmigung in Bezug auf private Rechte 
 
Ein Eigentümer mehrerer Grund-
stücke im Landgerichtsbezirk 
Ulm nutzte diese für seinen land-
wirtschaftlichen Betrieb. Im 
Jahre 2007 erhielt der Eigentü-
mer eine Baugenehmigung für 
die Errichtung einer Halle. Die 
Baugenehmigung sah nur 

hinsichtlich der überbaubaren 
Flächen eine Befreiung von den 
Vorschriften des Baubauungs-
plans vor. Sein Nachbar fühlte 
sich durch den Verkehr zur und 
von der Halle mit Maschinen, 
Sattelschleppern und Lieferfahr-
zeugen gestört. Er forderte den 

Eigentümer erfolglos auf, den 
landwirtschaftlichen Betrieb in-
soweit zu unterlassen. Mangels 
Verständigung der Streitparteien 
kam es zum Rechtsstreit.  
 
Das Oberlandesgericht Stuttgart 
vertrat die Auffassung, dass dem 
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Nachbarn ein quasinegatorischer 
Unterlassungsanspruch aus 
§ 1004 Abs. 1 BGB analog i.V.m. 
§ 823 Abs. 2 BGB aufgrund einer 
Verletzung des Anspruchs auf Er-
haltung des im Bebauungsplan 
festgesetzten Gebietscharakters 
(Gebietserhaltungsanspruch) zu-
stehe. Dieser Abwehranspruch, 
der allen Grundstückseigentü-
mern im Plangebiet unabhängig 
von einer Beeinträchtigung zu-
stehe, sei als Schutzgesetz i.S.v. 
§ 823 Abs. 2 BGB zu bewerten 
und könne damit Grundlage ei-
nes quasinegatorischen Unter-
lassungsanspruchs sein. Die für 
die Halle erteilte Baugenehmi-
gung, die gem. § 58 Abs. 3 Lan-
desbauordnung Baden-Würt-
temberg unbeschadet privater 
Rechte Dritte ergangen sei, stehe 
dem Anspruch des Nachbarn 
nicht entgegen. 
 
Dieser Auffassung wollte der für 
Grundstücksrecht zuständige V. 
Zivilsenat beim Bundesgerichts-
hof im Urteil vom 21.1.2022 
nicht folgen. Nach der Recht-
sprechung des BGH könne die 
Verletzung nachbarschützender 
Vorschriften des öffentlichen 
Baurechts einen (quasinegatori-
schen) verschuldensunabhängi-
gen Unterlassungsanspruch des 
Nachbaren gem. § 1004 Abs. 1 
BGB analog i.V.m. § 823 Abs. 2 
BGB begründen (vgl. BGH-Urteil 
vom 27.11.2020, V ZR 121/19 – 
ZIV 2021, 2). Die Festsetzung von 
Baugebieten durch einen Bebau-
ungsplan gehöre zu den öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften, die 
einen solchen quasinegatori-
schen Unterlassungsanspruch 
begründen könnten. Soweit der 

Eigentümer in der Ausnutzung 
seines Grundstücks öffentlich-
rechtlichen Beschränkungen un-
terworfen sei, könne der Nach-
bar deren Beachtung grundsätz-
lich durchsetzen. Der Nachbar 
habe daher auf die Einhaltung 
der im Bebauungsplan festge-
setzten Gebietsart einen An-
spruch. Dieser sog. Gebietserhal-
tungsanspruch bestehe auch 
dann, wenn das baugebietswid-
rige Vorhaben noch nicht zu ei-
ner tatsächlichen Beeinträchti-
gung des Nachbarn geführt 
habe. Mit diesem öffentlich-
rechtlichen Gebietserhaltungs-
anspruch korrespondiere zivil-
rechtlich ein gleichlaufender 
quasinegatorischer Unterlas-
sungsanspruch nach § 1004 Abs. 
1 BGB analog i.V.m. § 823 Abs. 2 
BGB.  
 
Unzutreffend sei die Auffassung 
des Berufungsgerichts aber, wo-
nach die bestandskräftige Bau-
genehmigung dem Unterlas-
sungsanspruch entgegenstehe. 
Der quasinegatorische Beseiti-
gungs- und Unterlassungsan-
spruch und der Gebietserhal-
tungsanspruch bestehe insoweit 
nicht, als dass eine bestandskräf-
tige Baugenehmigung vorliege. 
Grundsätzlich würden zivilrecht-
liche Abwehrrechte des Nachba-
ren durch eine bestandskräftige 
Baugenehmigung nicht berührt. 
Die Baugenehmigung erginge 
vielmehr unbeschadet der 
Rechte Dritter und habe keine 
privatrechtsgestaltende Aus-
schlusswirkung (vgl. BGH-Urteil 
vom 2.6.2017, V ZR 196/16 – ZIV 
2017, 34). Dies sei die Folge des 
Umstandes, dass die 

Baugenehmigung ohne Prüfung 
entgegenstehender privater 
Rechte Dritter erteilt werde. 
Rechte oder Interessen Dritter 
seien von der Baurechtsbehörde 
nur zu prüfen, wenn sie öffent-
lich-rechtlich geschützt seien. 
Der Nachbar könne folglich ohne 
Bindung an die Baugenehmigung 
seine Abwehrrechte etwa aus 
den §§ 905 ff BGB und aus den 
Nachbarrechtsgesetzen der Län-
der geltend machen. Ebenso 
könne er den Bau zivilrechtlich 
untersagen lassen, wenn er 
durch diesen in einer vertraglich 
(z.B. durch einen Mietvertrag) 
oder dinglich (z.B. durch eine 
Grunddienstbarkeit) geschütz-
ten Rechtsposition beeinträch-
tigt würde.  
 
Anders liege es aber bei einem 
quasinegatorischen Unterlas-
sungsanspruch, soweit dieser auf 
einer Verletzung einer nachbar-
schützenden Norm des öffentli-
chen Rechts als Schutzgesetz im 
Sinne von § 823 Abs. 2 BGB ge-
stützt werde. Dieser Anspruch 
sei streng akzessorisch zum öf-
fentlichen Recht. Er setze näm-
lich voraus, dass die Grund-
stücksnutzung, deren Unterlas-
sung begehrt werde, gegen die 
öffentliche-rechtliche Norm ver-
stoße, auf deren Schutz sich der 
Nachbar berufe. Dies sei ausge-
schlossen, wenn die Grundstück-
nutzung öffentlich-rechtlich be-
standskräftig genehmigt sei. Die 
Baugenehmigung entfalte inso-
weit eine Legalisierungswirkung. 
Sie könne nicht durch zivilrechtli-
che Ansprüche unterlaufen wer-
den, V ZR 76/20.
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Mietrecht 
 

Zur Austauschbarkeit von Mietern in der Wohngemeinschaft 

 
 
Die Wohngemeinschaft hat noch 
immer keine gesetzliche Rege-
lung erfahren. Die Rechtspre-
chung ist in vielen Detailfragen 
zerstritten. Der BGH hat mit ei-
nem umfangreichen Urteil über 
32 Seiten die Beurteilung der 
Rechtslage in Bezug auf Mieter-
wechsel der WG-Mitglieder er-
leichtert. 
 
Die Vermieterin vermietete 2013 
an sechs Männer eine Wohnung 
in Berlin. 2017 kam es zu einem 
Nachtrag zum Mietvertrag, mit 
dem 5 Mieter aus dem Mietver-
trag entlassen wurden und 6 an 
ihrer Stelle in den Mietvertrag 
eintraten. Kurz darauf kam es zu 
einem entsprechenden Nachtrag 
für einen weiteren Mieter. 2019 
begehrte die aktuellen Mieter ei-
nen neuerlichen Austausch von 
vier Mietern, den die Vermiete-
rin dann aber ablehnte. 
 
Die Mieter verklagten daraufhin 
die Vermieterin auf Zustimmung 
zur Auswechselung der betref-
fenden vier Mieter. Die Klage 
hatte vor dem Amtsgericht Ber-
lin-Charlottenburg Erfolg. Die 
Berufung der Vermieterin hatte 
allerdings auch Erfolg. Die Klage 
wurde vom LG Berlin abgewie-
sen. Mit der vom Landgericht 

zugelassenen Revision bemüh-
ten sich die Mieter um die Wie-
derherstellung des amtsgerichtli-
chen Urteils, allerdings ohne Er-
folg. 
 
Zunächst sei festzustellen, dass 
der Mietvertrag ursprünglich mit 
allen Mietern, die ausdrücklich 
im Vertragsrubrum benannt 
wurden, abgeschlossen worden 
sei, so die Karlsruher Bundesrich-
ter in ihrem Urteil vom 
27.4.2022. Es sei nicht ersicht-
lich, dass diese eine BGB-Außen-
gesellschaft gegründet hätten, 
die Vertragspartnerin geworden 
sei. Bestätigt würde dieses Er-
gebnis durch die Unterschrifts-
leistungen aller im Rubrum be-
nannten Mieter. 
 
Die maßgebliche Frage, ob dem 
Mietvertrag oder den Nachträ-
gen ein Anspruch auf Zustim-
mung zum Mieterwechsel oder 
gar eine antizipierte Einwilligung 
zu entnehmen sei, sei im Wege 
der Vertragsauslegung zu ermit-
teln. 
 
Die Rechtsansichten gingen inso-
weit auseinander. Nach verbrei-
teter Ansicht ergäbe sich ein An-
spruch auf Zustimmung zu einem 
Mieterwechsel i.d.R. schon, 
wenn das Zusammenleben der 
Mieter von vorneherein und für 
den Vermieter erkennbar auf 
Fluktuation ausgelegt sei, wie 
dies etwa bei studentischen 
Wohngemeinschaften der Fall 
sei (vgl. LG Darmstadt WuM 
2022, 22, LG Berlin, Urteil vom 
24.5.2019, 66 S 66/19). Teilweise 
würde auch ein Anspruch auf Zu-
stimmung oder – weitergehend 

– eine antizipierte Einwilligung 
bereits dann bejaht, wenn das 
Mietverhältnis mit mehreren 
Personen abgeschlossen worden 
sei, die eine Wohngemeinschaft 
bildeten (vgl. LG Berlin, Urteil 
vom 11.1.2017, 65 S 375/16, LG 
Berlin, WuM 2016, 553). Nach ei-
ner dritten Ansicht bestünde 
ohne konkrete Anhaltspunkte al-
lein wegen der Vermietung an 
eine (auch studentische) Wohn-
gemeinschaft ein Anspruch auf 
Zustimmung zu einem Mieter-
wechsel oder gar eine antizipiere 
Einwilligung zu einem künftigen 
Wechsel nicht (vgl. LG Trier, 
WuM 1997, 548, LG Berlin, Be-
schluss vom 18.8.1994, 61 S 
372/93). 
 
Bei der Beantwortung der 
Rechtsfrage nahm der BGH in 
den Blick, dass die beiderseitigen 
Interessen gegenläufig sind. Die 
Mieter der Wohngemeinschaft 
hätten ein Interesse daran, ihre 
Mitglieder möglichst einfach 
auszuwechseln. Auch der aus-
scheidende Mieter habe ein Inte-
resse daran, dass er für künftige 
Verbindlichkeiten aus dem Miet-
verhältnis nicht mehr in An-
spruch genommen werden 
könne. Für den Vermieter habe 
diese Verfahrensweise allerdings 
erhebliche Nachteile. So könne 
sich mit dem sukzessiven Wech-
sel der Vertragsparteien auch in 
Ansehung der gesamtschuldneri-
schen Haftung die Solvenz der 
Vertragspartner allmählich ver-
schlechtern. Durch die bestän-
dige Aufnahme von neuen Mie-
tern schränke sich zudem die Dis-
positionsfreiheit des Vermieters 
erheblich ein, die Miete zu 
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erhöhen, was insbesondere bei 
einem Neuvertragsabschluss 
deutlich leichter falle. Auch die 
Durchsetzbarkeit von Ansprü-
chen wegen Beschädigung der 
Mietsache würde sich für den 
Vermieter erheblich erschweren. 
Schließlich sei in den Blick zu 
nehmen, dass es grundsätzlich 
den Mietern obliege, für eine 
Vertragsgestaltung Sorge zu tra-
gen, die einen sonst gesetzlich 
nicht vorgesehenen Mieter-
wechsel ermögliche. Denn diese 
Abweichung von der gesetzli-
chen Regelung stünde in ihrem 
Interesse. Denkbar wäre inso-
weit, dass die Wohnung von ei-
ner Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts angemietet werde, deren 
Mitglieder die Bewohner seien 
und die Gesellschaft die Möglich-
keit habe, Gesellschafter und da-
mit auch die Bewohner auszu-
wechseln, ohne dass es zu einem 
Wechsel der eigentlichen Ver-
tragspartner kommt. 
Allein das Zusammenleben meh-
rerer Personen und die Bezeich-
nung als Wohngemeinschaft im 
Mietvertrag schaffe daher keine 
ausreichende Grundlage, um auf 
einen übereinstimmenden Wil-
len der Vertragsparteien zu 
schließen, den freien Austausch 
der mieterseitig beteiligten Ver-
tragsparteien zu ermöglichen. 
Anders sei der Vertrag zu beur-
teilen, wenn dem Vermieter die 
Umstände einer erwartbaren 
Fluktuation vor Vertragsschluss 
bekannt seien und er sich in 

Kenntnis dieser Umstände zum 
Vertragsschluss entscheide. Ein 
Auswechselanspruch stünde 
aber gleichwohl unter der Ein-
schränkung der Zumutbarkeit, 
wobei die Kriterien an denen ei-
ner Untervermietung (§ 553 
BGB) zu messen sei. 
 
Auch die mehrmalige Zustim-
mung zu einem Mieterwechsel 
begründe per se für die Zukunft 
keine Ansprüche der Mieter auf 
wiederholte Zustimmung. Es 
bleibe weiterhin Sache der Mie-
ter für eine Vertragsänderung in-
soweit Sorge zu tragen.  
 
Würden diese Grundsätze auf 
den streitgegenständlichen 
Mietvertrag angewandt, sei ein 
Anspruch auf Auswechselung 
der Vertragspartei auf Mieter-
seite nicht erkennbar. Ein solcher 
Anspruch könne auch nicht aus 
§ 242 BGB oder aus § 241 Abs. 2 
BGB abgeleitet werden. Zwar 
entspräche es ständiger Recht-
sprechung des BGH, dass ein 
Mieter, der sich vorzeitig aus sei-
nem Mietverhältnis lösen wolle, 
seine Entlassung im Einzelfall 
dann verlangen könne, wenn er 
dem Vermieter einen geeigneten 
und zumutbaren Ersatzmieter 
stelle und ein berechtigtes Inte-
resse an der vorzeitigen Beendi-
gung des Mietverhältnisses habe 
(vgl. BGH-Urteil vom 7.10.2015, 
VIII ZR 247/14 – ZIV 2015, 71). 
Nach dieser Rechtsprechung be-
stünde allerdings bestenfalls ein 

Anspruch auf Entlassung aus 
dem Mietverhältnis. Eine Ver-
pflichtung, eine vertragliche Bin-
dung mit dem Ersatzmieter ein-
zugehen, werde hierdurch nicht 
begründet. Der Vermieter han-
dele hiernach nicht treuwidrig, 
wenn er mit dem genannten Er-
satzmieter keinen Mietvertrag 
abschließe oder dies von zusätz-
lichen Bedingungen, etwa einer 
erhöhten Miete abhängig ma-
che. 
 
Den Mietern bliebe jedenfalls die 
Möglichkeit durch Untervermie-
tungen die wirtschaftlichen 
Nachteile, die durch den Verlust 
eines Nachmieters entstünden 
auszugleichen. Damit verbunden 
sei ein zusätzlicher Verwaltungs-
aufwand und ein wirtschaftliches 
Risiko, dass der Untermieter sei-
ner Zahlungsverpflichtung nicht 
nachkommt. Diese Nachteile 
seien von Mieterseite hinzuneh-
men und könnten auch keinen 
Anspruch auf einen Vertrags-
partnerwechsel begründen. Glei-
ches gelte für das Erfordernis, 
den Mietvertrag insgesamt kün-
digen zu müssen, wenn auch der 
letzte Vertragspartner ausziehen 
wolle, wobei die Kündigungen 
durch alle verbliebenen Mieter 
und aller Untermieter durch die 
Mieterseite hinzunehmen sei, da 
die Mieter ihrerseits den Vertrag 
ohne ergänzende Regelungen 
hierzu vormals abgeschlossen 
hätten, VIII ZR 304/21.

 
 

Kosten der Anmietung von Rauchwarnmeldern unterfallen nicht § 2 Nr. 17 BetrkV 
 
Neben der Betriebskostenumla-
geklausel sah der Mietvertrag 
folgende Regelung vor:  
 
„Die Vermieterin ist unter Beach-
tung des Grundsatzes der 

Wirtschaftlichkeit berechtigt, für 
zukünftige Abrechnungszeit-
räume zusätzlich zu den oben ge-
nannten Kosten auch solche Be-
triebskosten gem. Anlage 3 zu § 
27 der Zweiten Berechnungs-

verordnung (oder einer entspre-
chenden Nachfolgeregelung) 
nach billigem Ermessen auf den 
Mieter umzulegen und mit die-
sem abzurechnen, die derzeit 
nicht anfallen, aber später 
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entstehen oder zukünftig vom 
Gesetzgeber neu eingeführt wer-
den“ 
 
Mit Schreiben vom 5.10.2015 
kündigte die Vermieterin der 
Mieterin an, dass das Gebäude, 
in dem sich die Mietwohnung be-
fand, mit Rauchwarnmeldern 
ausgestattet werde. Dabei teilte 
sie auch die anfallenden Kosten 
für deren Miete und Wartung 
mit. Für die Betriebskostenab-
rechnung 2016 entfielen auf die 
Mieterin für „Miete und War-
tung Rauchmelder“ insgesamt 
Kosten von 9,74 €. In einem wei-
teren Wirtschaftsjahr beliefen 
sich die diesbezüglichen Kosten 
auf 9,88 €. Die Mieterin verwei-
gerte insoweit die Bezahlung. 
Die Vermieterin klagte und zog 
durch die Instanzen bis zum Bun-
desgerichtshof, erfolglos, wie 
sich zeigen sollte. Das Landge-
richt Köln lehnte in der Urteils-
gründen des Berufungsurteils die 

Umlagefähigkeit maßgeblich mit 
dem Argument ab, dass es sich 
bei den Kosten nicht um Be-
triebskosten handele, sondern 
um verkappte Anschaffungskos-
ten. 
 
Im Urteil vom 11.5.2022 führten 
die Richter des VIII. Zivilsenates 
aus, dass die Betriebskosten in 
§ 1 BetrkV legaldefiniert seien. 
Aufwendungen, die nicht unter 
den in § 2 Nr. 1-16 BetrKV enthal-
tenen Kostenkatalog fielen, 
könnten nur als „Sonstige Be-
triebskosten“ (§ 2 Nr. 17 BetrKV) 
umgelegt werden. Die Position 
diene als Auffangtatbestand. Da-
her müssten sonstige Betriebs-
kosten nach Art, Umfang, Sinn 
und Zweck mit denen in § 2 Nr. 
1-16 BetrKV vergleichbar sein. 
Das träfe auf die Anmietkosten 
für Rauchwarnmelder nicht zu. 
Kosten für die Miete von Rauch-
warnmeldern fielen ausschließ-
lich dann an, wenn der 

Vermieter sich – was allein in sei-
ner Entscheidungsmacht stünde 
– dazu entschließe, die in der 
Mietwohnung zu installierenden 
Rauchwarnmelder nicht zum Ei-
gentum zu erwerben, sondern 
sie stattdessen anzumieten. 
Würde man die Kosten als Be-
triebskosten qualifizieren, eröff-
nete dies dem Vermieter die 
Möglichkeit, auch in anderen Fäl-
len die Mietsache mit angemie-
teten Einrichtungen auszustat-
ten und die Miete als Betriebs-
kosten umzulegen. Dem stünde 
nicht entgegen, dass der Be-
triebskostenkatalog des § 2 Nr. 
1-16 BetrKV vereinzelt die „Kos-
ten der Anmietung“ bzw. das 
„Nutzungsentgelt“ als umlagefä-
hig erklärt. Dabei handele es sich 
definitionsgemäß um Verwal-
tungskosten, deren Umlagefä-
higkeit auf diese Weise aus-
drücklich statuiert werde, VIII ZR 
379/20.

 
 

Darf der Vermieter nach der Mieterhöhungserklärung nur einen Teil einklagen? 
 
Die Vermieterin hatte ein altbe-
kanntes Problem vieler Großver-
mieter. Sie kannte die Ausstat-
tung ihrer eigenen Wohnungen 
nicht genau und konnte daher 
auch nur schwer beurteilen, wel-
che wohnwertbildenden Merk-
male jeweils gegeben waren 
oder nicht.  
 
Die Mieter einer 1969 errichte-
ten Wohnung erhielten mit 
Schreiben vom 10.10.2018 eine 
Mieterhöhungserklärung mit der 
die Nettokaltmiete ab dem 
1.1.2019 um 65,68 € auf monat-
lich 556,37 € steigen sollte. Zur 
Begründung der ortsüblichen 
Vergleichsmiete bezog sich die 
Vermieterin auf den Nürnberger 

Mietspiegel 2018. Den Erhö-
hungsbetrag ermittelte die Ver-
mieterin anhand der Wohnflä-
che, des – zu einem Abschlag 
führenden – Baujahres und be-
stimmter weiterer positiver 
Wohnwertmerkmale. Die Mieter 
stimmten der Mieterhöhung 
nicht zu. Die Vermieterin klagte 
nun auf Zustimmung der Erhö-
hung zur ortsüblichen Ver-
gleichsmiete stützte sie sich da-
bei nicht mehr auf die positiven 
Wohnwertmerkmale und for-
derte nunmehr nur noch eine Er-
höhung um 45,62 € monatlich. 
Die Klage hatte in den Tatsa-
cheninstanzen Erfolg. Die Mieter 
bemühten den Bundesgerichts-
hof, um ihren Klageab-

weisungsantrag weiter zu verfol-
gen. Sie vertraten die Auffas-
sung, dass die Zustimmung zur 
Mieterhöhung nach § 558 BGB 
über eine Zustimmung zu einem 
Vertragsänderungsangebot nach 
§§ 145 ff BGB erfolge. Die Ver-
mieterin könne daher nur auf Zu-
stimmung auf das von ihr im Rah-
men der Mieterhöhungserklä-
rung gemachte Angebot verlan-
gen, nicht aber auf ein reduzier-
tes Mieterhöhungsangebot. 
Wolle sie es reduzieren, löste 
dies eine neue Zustimmungs- 
und Klagefrist auf Mieter- bzw. 
Vermieterseite aus.  
 
Das sahen die fünf Karlsruher 
Bundesrichter im Urteil vom 
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6.4.2022 anders. Die Regelungen 
zur Mieterhöhung nach § 558 
BGB ff seien spezialgesetzliche 
Regelungen, die den Regelungen 
der §§ 145 ff BGB vorgingen. 
Dem Vermieter sei es gestattet, 
im Rahmen der Zustimmungs-
klage nur einen Teil der vorpro-
zessual geforderten Mieterhö-
hung einzuklagen. Die Regelung 
in § 558b Abs. 1 BGB ermögliche 
es dem Mieter, der Mieterhö-
hungsforderung des Vermieters 
nur teilweise zuzustimmen („so-
weit der Mieter der Mieterhö-
hung zustimmt“). Insoweit gelte 
eine Einschränkung von § 150 
Abs. 2 BGB, wonach eine An-
nahme unter Einschränkungen 
eine Ablehnung verbunden mit 
einem neuen Antrag darstelle. 
Mache der Mieter von dieser 

Ausnahme Gebrauch, würde die 
Mieterhöhung nur entsprechend 
seiner (Teil-) Zustimmung wirk-
sam werden, was zur Folge 
hätte, dass der Vermieter nach 
§ 558 Abs. 2 BGB lediglich noch 
hinsichtlich des überschießen-
den Mieterhöhungsverlangens 
auf Zustimmung des Mieters kla-
gen könne, oder aber er hierauf 
verzichte. Dem Vermieter sei es 
daher spiegelbildlich auch ge-
stattet, nur einen Teil der vorge-
richtlich geforderten Mieterhö-
hung prozessual weiter zu verfol-
gen, wenn der Mieter die Zustim-
mung versagt habe. 
 
Dem Vermieter werde hierdurch 
auch nicht ein ungerechtfertigter 
Vorteil verschafft, indem er zu-
nächst überzogene Miet-

erhöhungen aussprechen könne, 
ohne Nachteile in einem späte-
ren Rechtsstreit fürchten zu 
müssen. Es bleibe im Ergebnis 
dabei, dass der Vermieter durch 
diese Verfahrensweise eine ma-
teriell-rechtlich ihm nicht zu-
stehende Mieterhöhung nicht 
durchsetzen könne, wenn der 
Mieter teilweise oder vollständig 
seine Zustimmung versage. Ob 
der Mieter zustimme oder nicht, 
läge in seinem Verantwortungs-
bereich. Es sei grundsätzlich 
seine Obliegenheit vor einer Zu-
stimmung die sachliche Berechti-
gung des Mieterhöhungsbegeh-
rens zu prüfen und ggf. von der 
Möglichkeit einer Versagung 
oder nur teilweisen Zustimmung 
Gebrauch zu machen, VIII ZR 
219/20.

 
 
 

WEG-Recht 
 

Eigentümerversammlungen bei unwirksamer Verwalterbestellung 
 

 
 
Eine Bauträgerin errichtete im 
Amtsgerichtsbezirk Lübeck eine 
nach WEG aufgeteilte Wohnan-
lage. In der Teilungserklärung 
ließ sie sich selbst als Verwalterin 
bestellen und behielt sich gleich-
zeitig das Recht vor, bis zum 
31.12.2020 einen Dritten zum 
WEG-Verwalter zu bestellen. 
Noch davor, im Januar 2019 
wurde die erste Eigentümerin im 
Grundbuch eingetragen. Im April 
2019 bestellte die Bauträgerin 
eine andere Verwalterin. Diese 

Verwalterin lud zur Eigentü-
merversammlung. Als Tagesord-
nungspunkt war u.a. die Be-
schlussfassung über den Wirt-
schaftsplan 2019 vorgesehen. 
 
Eine Eigentümerin focht diesen 
und weitere Beschlüsse der Ver-
sammlung an. Die Verwalterin 
sei nicht ordnungsgemäß be-
stellt und die Tagesordnung sei 
insoweit fehlerhaft, als das nicht 
über den Wirtschaftsplan 2019, 
sondern über den für 2020 abge-
stimmt worden sei. Die Klage 
hatte vor dem Amtsgericht Er-
folg. Das Berufungsgericht kas-
sierte das amtsgerichtliche Urteil 
und wies die Anfechtungsklage 
ab. Die Klägerin legte daraufhin 
Revision zum BGH ein. Im Urteil 
vom 11.3.2022 bestätigten die 

fünf Bundesrichter des V. Zivilse-
nates beim BGH das Berufungs-
urteil. 
 
Grundsätzlich sei es nicht zu be-
anstanden, dass sich der teilende 
Eigentümer in der Teilungserklä-
rung selbst als ersten Verwalter 
bestelle (vgl. BGH-Beschluss vom 
20.6.2002, V ZB 39/01, vgl. auch 
BGH-Urteil vom 19.7.2019, V ZR 
75/18 – ZIV 2019, 88). Die einsei-
tige Bestimmung eines Verwal-
ters durch den aktuell bestellten 
Verwalter aufgrund einer ent-
sprechenden Gestattung in der 
Teilungserklärung sei nach dem 
WEG in der bis zum 30.11.2020 
geltenden Fassung zulässig. Al-
lerdings dürfe der Vorbehalt sich 
nicht auf den Zeitraum nach dem 
Entstehen der werdenden 
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Wohnungseigentümergemein-
schaft erstrecken. Sobald die 
werdende oder gar die eigentli-
che Eigentümergemeinschaft 
entstanden sei, habe die Bestel-
lung des Verwalters durch die 
(werdenden) Wohnungseigentü-
mer zu erfolgen, § 26 Abs. 1 S 1 
WEG a.F.. Andere Beschränkun-
gen der Bestellung des Verwal-
ters seien nämlich nach § 26 Abs. 
1 S. 5 WEG a.F. nicht zulässig. Die 
Regelung in der Teilungserklä-
rung sei daher insoweit unwirk-
sam, als dass sie nur eine termin-
liche Einschränkung 
(31.12.2020) ungeachtet der 

Frage vorsehe, ob bis dahin 
schon eine (werdende) Woh-
nungseigentümergemeinschaft 
entstanden sei. Die im April 2019 
erfolgte Bestellung der neuen 
Verwalterin zu einer Zeit, als die 
Wohnungseigentümergemein-
schaft bereits existierte, sei da-
her unwirksam. 
 
In der Folge sei die Einberufung 
zur Eigentümerversammlung 
nicht durch eine bestellte Ver-
walterin erfolgt. Der Ladungs-
mangel sei aber unbeachtlich, 
weil die Beschlüsse im Rahmen 
einer Vollversammlung von allen 

Wohnungseigentümern gefasst 
worden seien, § 51 Abs. 3 
GmbHG analog. Dabei käme es 
nicht darauf an, dass den Woh-
nungseigentümern bekannt war, 
dass ein Einberufungsmangel ge-
geben war (vgl. BayObLG, NJW-
RR 1992, 787). 
 
Auch die fehlerhafte Bezeich-
nung der Tagesordnung sei un-
beachtlich, weil alle stimmbe-
rechtigten Wohnungseigentü-
mer anwesend waren und in 
Kenntnis der Tagesordnung über 
den Wirtschaftsplan 2020 abge-
stimmt hätten, V ZR 77/21. 

 
 

Aufwendungsersatz eines ausgeschiedenen Wohnungseigentümers 
 
Bereits im Urteil vom 20.9.2020 
(V ZR 288/19 – ZIV 2020, 92) 
musste sich der BGH mit der 
Frage auseinandersetzen, ob ein 
Wohnungseigentümer einen 
Aufwendungsersatzanspruch in 
einer Zweier-WEG gegen seinen 
Miteigentümer direkt richten 
kann oder er nur gegen den Ver-
band eine Forderung hat. Die 
Karlsruher Bundesrichter ent-
schieden sich für letztere Vari-
ante. 
 
Im aktuellen Fall, der dem Urteil 
vom 25.3.2022 zugrunde lag, be-
stand die Wohnungseigentümer-
gemeinschaft aus zwei Eigentü-
mern, die beide verschiedene 
Verbindlichkeiten der Gemein-
schaft getilgt hatten. Einer der Ei-
gentümer (im Weiteren „Ex-Ei-
gentümer“) schied aus der Zwei-
ergemeinschaft aus, weil er seine 
Einheit verkauft hatte. Der ver-
bliebene Eigentümer hatte eine 
– wohl nicht aus Auslagen beste-
hende - Geldforderung gegen 
den Ex-Eigentümer und ver-
klagte diesen auf Zahlung. Im 
Prozess erklärte der Ex-

Eigentümer Aufrechnung mit 
den von ihm geleisteten Ausla-
gen. Die Zahlungsklage hatte 
beim Amtsgericht Saarbrücken 
teilweise Erfolg. Die Berufung 
führte nur zu einer Änderung in 
Bezug der Zinsen. Das Berufungs-
gericht bejahte aber wie das 
Amtsgericht einen Anspruch des 
verbliebenen Eigentümers und 
auch die Aufrechenbarkeit der 
Gegenansprüche des Ex-Eigentü-
mers nach § 9a Abs. 4 WEG. Der 
Rechtsstreit gelangte schließlich 
zum Bundesgerichtshof.  
 
Die Richter des V. Zivilsenats 
führten im Urteil vom 25.3.2022 
aus, dass der einzelne Eigentü-
mer, der eine Verbindlichkeit der 
Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer (GdWE) tilgt, nur ei-
nen Aufwendungsersatzan-
spruch gegen die GdWE habe. 
Der in Vorlage tretende Woh-
nungseigentümer werde für die 
GdWE tätig und befreie diese 
von einer Verbindlichkeit. Dem-
gemäß bestehe der Erstattungs-
anspruch auch nicht gegenüber 
den anderen Wohnungs-

eigentümern. Für die Beurtei-
lung der Haftung käme es man-
gels Übergangsvorschriften auf 
die Reglungen des Wohnungsei-
gentumsgesetzes in der bis zum 
30.11.2020 geltenden Fassung 
an, da der maßgebliche Sachver-
halt, nämlich die Tilgung von Ver-
bindlichkeiten der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft  vor die-
sem Zeitpunkt bereits abge-
schlossen war (vgl. BGH-Urteil 
vom 10.12.2021, V ZR 32/21 – 
ZIV 2022, 27). Zutreffend habe 
das Berufungsgericht ausge-
führt, dass eine Haftung des 
Wohnungseigentümers für diese 
Aufwendungen auch nach § 10 
Abs. 8 WEG (bzw. nun § 9a Abs. 
4 WEG) nicht bestehe. Andern-
falls würde das vom Gesetz vor-
gesehene Finanzsystem der 
Wohnungseigentümergemein-
schaft unterlaufen. Nichts ande-
res gelte für eine (zerstrittene) 
Zweiergemeinschaft, vgl. BGH-
Urteil vom 25.9.2020, V ZR 
288/19 – ZIV 2020, 93. 
Nach diesen Grundsätzen könne 
der Beklagte allein die GdWE auf 
Ersatz der für sie getätigten 
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Aufwendungen in Anspruch neh-
men. Der verbliebene Woh-
nungseigentümer hafte dem Ex-
Eigentümer im Wege der Auf-
rechnung auch nicht deshalb 
ausnahmsweise, weil der Ex-Ei-
gentümer im Wege der Veräuße-
rung nicht mehr Mitglied der 

Gemeinschaft sei. Unbeachtlich 
sei insofern, dass es dem Ex-Ei-
gentümer nicht mehr möglich 
sei, unmittelbar auf die Be-
schlussfassung der Gemein-
schaft Einfluss zu nehmen oder 
gar eine Beschlussersetzungs-
klage zu erheben. Der 

ausgeschiedene Wohnungsei-
gentümer muss sich daher an die 
Gemeinschaft als Schuldnerin 
seiner Ersatzforderung halten 
und ggf. die Vollstreckung gegen 
diese betreiben, V ZR 92/21. 

 
 

Zum Stimmverbot und Majorisierung 
 
Das Landgericht Hamburg hatte 
einen interessanten Rechtsstreit 
zu entscheiden, bei dem es um 
verschiedene, sehr praxisrele-
vante Rechtsfragen ging. Auf der 
Tagesordnung einer Wohnungs-
eigentümerversammlung in 
Hamburg standen u.a. die außer-
ordentliche Abberufung der am-
tierenden Verwalterin und die 
fristlose Kündigung des Verwal-
tervertrags sowie die Entlastung 
der Verwalterin. Die Mehrheits-
eigentümerin in der Wohnungs-
eigentümergemeinschaft war 
eine Handelsgesellschaft. Sie ließ 
sich von der Verwalterin vertre-
ten. Die Gesellschaft der Verwal-
terin und die Mehrheitseigentü-
merin waren beide Töchter der-
selben Muttergesellschaft eines 
Konzerns. Die Abberufung der 
Verwalterin scheiterte an der 
Ablehnung der Mehrheitseigen-
tümerin. Diese hatte in ihrer 
Vollmacht eine entsprechende 
Weisung durch Ankreuzen eines 
vorformulierten Vollmachtsfor-
mulars erteilt. Umgekehrt wurde 
auf die selbe Weise die Entlas-
tung der Verwalterin 

beschlossen. Hiergegen ging eine 
Miteigentümerin gerichtlich vor 
und unterlag in der Berufungs-
intanz. 
 
Das Landgericht Hamburg führte 
im Urteil vom 2.2.2022 aus, dass 
die Verwalterin als Vollmacht-
nehmerin kein Stimmverbot 
nach § 25 Abs. 5 WEG träfe. Al-
lein die wirtschaftliche Verbun-
denheit über die gemeinsame 
Konzernmutter führe nicht zu ei-
nem Stimmrechtsausschluß. 
Auch die Stimmrechtsausübung 
als Vertreterin der Mehrheitsei-
gentümerin sei unproblema-
tisch, da die Vollmachten der 
Mehrheitseigentümerin jeweils 
Weisungen enthielten. Die Ver-
walterin unterlag daher keiner 
Interessenkollision, die Einfluss 
auf das Stimmverhalten hätte 
haben können. Daneben seien 
Anhaltspunkte für einen Stimm-
rechtsmissbrauch im Wege der 
Majorisierung nicht ersichtlich. 
Allein die Tatsache, dass ein Mit-
eigentümer sein Stimmüberge-
wicht dazu nutze, die Abberu-
fung des Verwalters zu 

verhindern oder seine Entlas-
tung durchzubringen, begründe 
noch keinen Rechtsmissbrauch 
des Stimmgewichts. Vielmehr 
müssten weitere Umstände hin-
zutreten, die sich als Verstoß ge-
gen die Pflicht zur Rücksicht-
nahme auf die Interessen der Ge-
meinschaft und damit gegen die 
Grundsätze ordnungsmäßiger 
Verwaltung darstellten. Entspre-
chende Umstände seien nicht 
vorgetragen. Schließlich gäbe es 
im konkreten Fall keinen An-
spruch auf sofortige Abberufung 
der Verwalterin. Erforderlich 
hierfür wäre eine Ermessensre-
duzierung auf Null. Nur wenn die 
sofortige Abberufung die einzige 
Entscheidung der Wohnungsei-
gentümer wäre, die sie im Rah-
men ordnungsmäßiger Verwal-
tung treffen könnten, gäbe es ei-
nen klagbaren Anspruch hierauf. 
Auch insoweit sei nicht ersicht-
lich, dass diese Ermessensredu-
zierung vorliegend greife, Urteil 
vom 2.2.2022, 318 S 31/21, ZMR 
2022, 400.
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Veranstaltungen 
 
Seminarübersicht 

 
 Alle Preise netto** 
 

Neue Strukturen der WEG mit dem Schwerpunkt „rechtliche Stel-
lung des WEG-Verwalters in Wohnungseigentümergemein-
schaft“/5h 
Referent: Richter am Landgericht Dr. Peter Kieß, Landgericht Dresden 

 

229,00 € 

er Gesetzgeber hat die Wohnungseigentümergemeinschaft mit dem seit dem 
1.12.2020 geltenden WEMoG mit einer ganz neuen Struktur versehen. Im Au-
ßenverhältnis ist der Verwalter nunmehr wie ein Organ Vertreter der Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer. Auch im Innenverhältnis wurde alles neu 
strukturiert und organisiert. Zudem verlangt der Gesetzgeber bei Neubestellun-
gen ab dem 1.12.2022 den „zertifizierten Verwalter“. 

Das erste Praxisjahr hat gezeigt, dass bei allen Beteiligten viele Unsicherheiten 
über konkrete Aufgaben und Kompetenzen des Verwalters bestehen. Das Se-
minar dient dem Verständnis des neuen Rechts und will den Verwalter mit kon-
kreten Vorschlägen bei der Bewältigung des neuen Rechts unterstützen. 

Hamburg 16.06.2022 

Frankfurt/M. 30.06.2022 

Dresden 07.07.2022 

Leipzig 14.07.2022 

 

Die WEG-Versammlung und besonders schwierige Beschlussla-
gen auch in Zeiten der Corona und der WEG-Novelle/5h 
Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Fachanwalt für Bau- und Architek-
tenrecht 

 

229,00 € 

Die perfekte Vorbereitung für den nächsten Versammlungsmarathon in Zeiten 
der Corona und nach der neuen WEG-Novelle. Hier ist alles drin. Neben Übun-
gen zur Versammlungsleitung und Beschlussformulierung werden 10 beson-
dere Beschlussgegenstände, wie z.B. bauliche Änderungen oder die Verwalter-
wahl (vgl. BGH-Urteil vom 18.1.2019, V ZB 324/17) besprochen, bei denen der 
Verwalter besondere Vorsicht walten lassen muss. Natürlich gehören auch alle 
Formalitäten zur Ladung und Abhaltungen von Versammlungen dazu. 

Essen 02.06.2022 

Leipzig*** 09.06.2022 

Frankfurt/M. 23.06.2022 
 

Mangelverfolgung gegenüber dem Bauträger und Ersatzvor-
nahme/5h 
Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Fachanwalt für Bau- und Architek-
tenrecht 

 

269,00 € 

Ein schwieriges und haftungsträchtiges Terrain für den Verwalter. Der BGH hat 
in den letzten drei Jahren einige beachtenswerte Entscheidungen veröffent-
licht, die dem Verwalter Einiges abfordern. In Unkenntnis der Erfordernisse ent-
steht ein riesiger Berg Arbeit. Im Seminar werden Fristberechnungen und Be-
schlussanträge ebenso eingeübt, wie Checklisten für den Gutachtern und die 
Eigentümerversammlungen erarbeitet. Der erfahrene Referent bespricht 
ebenso taktische Überlegungen zur Verhandlungsführung mit dem Bauträger 
im Rahmen der Abnahme bzw. vor Ablauf der Gewährleistungsfrist. 

Essen 01.09.2022 

 

Erfolgreiche Mietverwaltung von Geschäftsräumen/5h  
Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Fachanwalt für Bau- und Architek-
tenrecht 

229,00 € 

Hinweis: Die Fortbildungsverpflichtung richtet sich an Wohnimmobilienverwalter. Das Seminar 
beinhaltet Themen, die nicht für die Verwaltung von Wohnimmobilien notwendig sind. Es wer-
den aber laufend Bezüge zum Wohnraummietrecht hergestellt. Das Zertifikat umfasst daher nur 
4 h (anstatt 5h). 
Der große Irrtum: Gewerbemietverwaltung ist einfacher, weil rechtlich mehr 
Gestaltungsfreiheit besteht. Unsere Teilnehmer staunen im Seminar, was sie 
alles falsch eingeschätzt haben. Erfahren Sie u.a., warum die Untervermie-
tungsanfrage zur Haftungsfalle für Sie wird warum die exakte Beschreibung des 

Dresden 15.09.2022 
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Mietzwecks so wichtig ist. Daneben werden alle wichtigen Themen wie Schrift-
form und Nebenkostenabrechnung auch abgehandelt. 

 

Mietminderung und Mieterhöhung/5h 
Referent: Dr. Harald Freytag, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht 

229,00 € 
Lässt der Mietverwalter Mietminderungen oder Mieterhöhungsmöglichkeiten 
auch ohne gesonderte vertragliche Vereinbarung im Verwaltervertrag außer 
acht, macht er sich haftbar (vgl. u.a. OLG Saarbrücken, Urteil vom 8.3.2006, 
NZM 2006, 878). Beide Aufgaben gehören zum Alltagsgeschäft des Mietverwal-
ters. Der erfahrene Referent und Mietanwalt macht sie fit für die notwendigen 
Schritte. 

Hamburg 22.09.2022 

Leipzig 29.09.2022 

**Alle genannten Preise (je Teilnehmer/in) sind Frühbucherpreise** bis circa 4 Wochen vor der Veranstaltung; das genaue 
Datum erfahren Sie unter www.verwalterakademie.de. Für alle Buchungen gelten unsere AGB und unsere Datenschutzbestim-
mungen (abrufbar unter www.verwalterakademie.de) ` 

*** Sonderkonditionen für Leipzig 

 
WEG-Fachtagung Fischen vom 26.10. bis 28.10.2022 

 
VERWALTUNGSENTSCHEIDUNGEN UND PFLICHTGEMÄSSES ERMESSEN 

VERWALTUNGSUNTERNEHMEN AUF DER SUCHE NACH DER GOLDENEN MITTE 
 
 
26.10.2022 

12.00 Empfang der Teilnehmenden und Eröffnung der Fachausstellung 
14.00 Begrüßung 

eid & Bruno Sauter, 1. Bürgermeister von Fischen im Allgäu 
14.15 Ermessen im Privatrecht 

Prof. Dr. Jan Lieder, Universität Freiburg 
15.00 Ermessen im Wohnungseigentumsrecht 

Prof. Dr. Florian Jacoby, Universität Bielefeld 
15.45 Kaffeepause 
16.15 Entscheidungsmacht aus § 27 Abs. 1 WEG 

Dr. Dr. Andrik Abramenko, Richter am AG, Idstein 
17.00 Erweiterte Kompetenzen als Haftungsfalle für den Verwalter 

Dr. Nicole Reh, Richterin am LG, Braunschweig 
 
27.10.2022 

9.30 Weisungen an den Verwalter 
Dr. Oliver Elzer, Richter am Kammergericht, Berlin  

10.15 Die Beschlussvorbereitungspflicht des Verwalters 
Dr. David Greiner, Rechtsanwalt, Tübingen 

11.00 Kaffeepause in der Fachausstellung  
11.30 Ermessen des Versammlungsleiters 

Dr. Hendrik Schultzky, Vors. Richter am LG, Fürth 
12.15 Umgang mit Beschlussanträgen von Eigentümern 

Dr. Ira Hörndler, Rechtsanwältin, Nürnberg 
13.00 Mittagspause 
14.00 Das Ermessen der Wohnungseigentümer bei Verwaltungsentscheidungen und 

dessen Grenzen 
Dr. Melanie Falkner, Notarin, Ochsenfurt 
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14.45 Ermessensentscheidungen im Rahmen der Finanzverwaltung 
Prof. Dr. Matthias Becker, FHR NRW, Bad Münstereifel 

15.30 Kaffeepause 
16.00 Der Informationsanspruch des Wohnungseigentümers  

Dr. Frank Zschieschack, Vors. Richter am LG, Frankfurt am Main  
16.45 Die Ausübung fremder Verwaltungsrechte 

Dr. Felix Wobst, Notar, Gerolzhofen 
 
28.10.2022 

9.00 Die aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Wohnungseigentumsrecht 
Dr. Bettina Brückner, Richterin am BGH, Karlsruhe 

10.30 Kaffeepause in der Fachausstellung 
11.00 Verknappte und verteuerte Ressourcen als Herausforderung für den Verwalter 

Dr. Michael Casser, Rechtsanwalt, Köln 
11.45 Öffnungsklauseln als Herausforderung für den Verwalter 

Dr. Julius Forschner, Notar a.D., Würzburg 
13.30 Verabschiedung  

 
Nähere Informationen unter: www.der-eid.de/48-fachgespraech-zum-weg-2022/  
 
 

Verbraucherpreisindex (VPI) 

Die Liste des Verbraucherpreisin-
dex basiert auf dem Indexbasis-
jahr 2015. Im Februar 2019 er-
folgte der Wechsel des Basisjah-
res 2010 auf 2015. Die Änderung 
des Basisjahres findet alle 5 Jahre 
statt. Das statistische Bundesamt 
überarbeitet dabei auch die sta-
tistischen Werte der letzten 5 
Jahre. Erforderlich wird dies vor 
allem aufgrund eines nachträg-
lich ermittelten, geänderten Ver-
braucherverhaltens. 
Vorstehende Darstellungen be-
ziehen sich auf Verträge mit In-
dexanpassung seit dem 

1.1.2003. Für ältere Zeiträume 
kann die Ermittlung der Ände-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien es in der Vergan-
genheit versäumt haben, eine 
Anpassung durchzuführen oder 
ein anderer Index verwandt 
wurde. Das Statistische Bundes-
amt bietet unter dem folgenden 
Link einen Onlinerechner zur Be-
rechnung von Schwellenwerten 
und Veränderungsraten von 
Wertsicherungsklauseln, die auf 
Verbrauchpreisindizes basieren.  

Hinsichtlich des vormals vom 
Bundesamt für Statistik ermittel-
ten Index für die Lebenshaltung 
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmöglichkeit gemäß BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR 
141/07), ZIV 2009, 47 verwiesen.  
Soweit der Vertrag noch älter ist 
und/oder andere Indizes ver-
wendet wurden, berechnet das 
Statistische Bundesamt gegen 
eine Entgelt von 30 € auch diese 
Teuerungsrate. 

 
Basis: 2015  

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Januar 98,5 99,0 100,6 102,0 103,4 105,2 106,3 111,5   

Februar 99,2 99,3 101,2 102,3 103,8 105,6 107,0 112,5   

März 99,7 100,0 101,4 102,9 104,2 105,7 107,5 115,3   

April 100,2 100,1 101,8 103,1 105,2 106,1 108,2 116,2   
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Mai 100,4 100,6 101,8 103,9 105,4 106,0 108,7 117,3   

Juni 100,4 100,7 102,1 104,0 105,7 106,6 109,1    

Juli 100,6 101,1 102,5 104,4 106,2 106,1 110,1    

August 100,6 101,0 102,6 104,5 106,0 106,0 110,1    

September 100,4 101,0 102,7 104,7 106,0 105,8 110,1    

Oktober 100,4 101,2 102,5 104,9 106,1 105,9 110,7    

November 99,7 100,5 102,1 104,2 105,3 105,0 110,5    

Dezember 99,7 101,2 102,6 104,2 105,8 105,5 111,1    

 

Verzugszinssätze 
 
Der Gläubiger kann nach dem 
Eintritt der Fälligkeit seines An-
spruchs den Schuldner durch 
eine Mahnung in Verzug setzen 
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der Mah-
nung gleichgestellt sind die Kla-
geerhebung sowie der Mahnbe-
scheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 BGB). Ei-
ner Mahnung bedarf es nicht, 
wenn für die Leistung eine Zeit 
nach dem Kalender bestimmt ist, 
die Leistung an ein vorausgehen-
des Ereignis anknüpft, der 
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Gründe den 
sofortigen Eintritt des Verzugs 
rechtfertigen (§ 286 Abs. 2 
BGB).Bei Entgeltforderungen 
tritt Verzug spätestens 30 Tage 
nach Fälligkeit und Zugang einer 
Rechnung ein; dies gilt gegen-

über einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur, 
wenn hierauf in der Rechnung 
besonders   hingewiesen wurde, 
(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB). Im Streit-
fall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nöti-
genfalls auch den darauf enthal-
tenen Verbraucherhinweis) bzw. 
den Zugang der Mahnung bewei-
sen.  
Während des Verzugs ist eine 
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugszins-
satz beträgt für das Jahr fünf Pro-
zentpunkte bzw. für Rechtsge-
schäfte, an denen Verbraucher 
nicht beteiligt sind, neun Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten) 
über dem Basiszinssatz (§ 288 
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB). 

Diese Regelung gilt erst seit 
29.7.2014. Davor belief sich die-
ser Zinssatz auf 8 %, Art. 229 § 34 
EGBGB. Nähere Informationen 
hierzu erhalten Sie auch in der 
ZIV 2014, S. 51. 
 
Der Basiszinssatz verändert sich 
zum 1. Januar und 1. Juli eines je-
den Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Verände-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
größe ist der Zinssatz für die 
jüngste Hauptrefinanzierungs-
operation der Europäischen 
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden 
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 
BGB). 

 
 
Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Zeitraum  Basis-
zins-
satz % 

Verzugs-
zinssatz % 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung % 

Zeitraum Basiszins-
satz % 

Ver-
zugs-
zins-
satz % 

Entgelt 
ohne 
Verbrau-
cher-be-
teiligung 
% 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87 

1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62 

1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 7,37 

1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.7. bis 28.07.2014 -0,73 4,27 7,37 
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1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   29.7. bis 31.12.2014* -0,73 4,27 8,27 

1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   1.1. bis 30.6.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.7. bis 31.12.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   1.1. bis 30.6.2016 -0,83 4,17 8,17 

1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 1.7. bis 31.12.2016 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.7. bis 31.12.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2018 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.7. bis 31.12.2018  -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2019 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 1.7. bis 31.12.2019 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 1.1. bis 30.6.2020 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2020 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12 1.1 bis 30.6.2021 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2021 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37 1.1. bis 30.6.2022 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2022 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12     

 
* Zur  Änderung siehe Text  oben. 
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Datenschutzbestimmungen 

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutz-Information gilt für die Datenverarbeitung durch: 

Verantwortlicher: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, kanzleiansässig: Dufourstr. 23, 04107 Leipzig; bzw. Firma Die Verwalterakademie GmbH, 
ebenda, vertreten durch den Geschäftsführer Heinz G. Schultze, Dufourstr. 23, 04107 Leipzig;  

E-Mail:  verwalter@verwalterakademie.de  

Telefon: 0341/94038004 

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck von deren Verwendung bei Anmeldung zum Newsletter ZIV – 
Zeitschrift für Immobilienverwaltungsrecht 

Sofern Sie nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO ausdrücklich eingewilligt haben, verwenden wir Ihre E-Mail-Adresse dafür, Ihnen regelmäßig unse-
ren Newsletter – ZIV – Zeitschrift für Immobilienverwaltungsrecht -  zu übersenden. Für den Empfang des Newsletters ist die Angabe einer E-
Mail-Adresse ausreichend. 

Die Abmeldung ist jederzeit möglich, zum Beispiel über einen Link am Ende eines jeden Newsletters. Alternativ können Sie Ihren Abmelde-
wunsch gerne auch jederzeit an verwalter@verwalterakademie.de senden. 

3. Betroffenenrechte 

Sie haben das Recht: 

 gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie 
Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegenüber 
denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Lö-
schung, Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, sofern 
diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
und ggf. aussagekräftigen Informationen zu deren Einzelheiten verlangen; 

 gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezo-
genen Daten zu verlangen; 

 gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbei-
tung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus Grün-
den des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

 gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der 
Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht 
mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie 
gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben; 

 gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und ma-
schinenlesebaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen; 

 gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies hat zur Folge, dass wir die 
Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen und 

 gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde 
Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden. 

4. Widerspruchsrecht 

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, 
haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür 
Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben oder sich der Widerspruch gegen Direktwerbung richtet. Im letzteren Fall 
haben Sie ein generelles Widerspruchsrecht, das ohne Angabe einer besonderen Situation von uns umgesetzt wird. 

Möchten Sie von Ihrem Widerrufs- oder Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an  ZIV@kanzlei-schultze.de oder verwal-
ter@verwalterakademie.de  



 

 

5. Datensicherheit 

Wir bedienen uns geeigneter technischer und organisatorischer Sicherheitsmaßnahmen, um Ihre Daten gegen zufällige oder vorsätzliche Mani-
pulationen, teilweisen oder vollständigen Verlust, Zerstörung oder gegen den unbefugten Zugriff Dritter zu schützen. Unsere Sicherheitsmaß-
nahmen werden entsprechend der technologischen Entwicklung fortlaufend verbessert. 

6. Aktualität und Änderung dieser Datenschutzerklärung 

Diese Datenschutzerklärung ist aktuell gültig und hat den Stand Mai 2018. 

Durch die Weiterentwicklung unserer Website und Angebote darüber oder aufgrund geänderter gesetzlicher beziehungsweise behördlicher 
Vorgaben kann es notwendig werden, diese Datenschutzerklärung zu ändern. Die jeweils aktuelle Datenschutzerklärung kann jederzeit auf der 
Website unter http://www.Verwalterakademie.de von Ihnen abgerufen und ausgedruckt werden. 

 
 
 
 
ZURÜCK 
 

 

 


